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WELTRUNDSCHAU

Die andere Konferenz Die sogenannte Abriistungskonferenz der

Vereinten Nationen, die in Genf «arbei-
tete», hat sich fiir ein paar Wochen vertagt*. Noch besser wire es gewe-
sen, sie hitte den Betrieb tiberhaupt eingestellt und bekannt, daf} sie
ihre Aufgabe gar nicht erfiillen konne, solange mindestens der eine der
beiden groflen Machtblocke auf die Politik des Kalten Krieges festge-
legt sei. Inzwischen ist, wihrend dieser Monatsbericht geschrieben
wird, in Moskau eine andere Konferenz fiir Abriistung und Frieden
zusammengetreten, die freilich keinerlei Auftrag von der Neuyorker
Weltorganisation hat, aber vielleicht doch mehr Bedeutung im Kampf
gegen die Kriegsgefahr haben wird als das Genfer «Parlament», in dem
wirklich nur geredet wird. Selbstverstindlich heif}t es jetzt im Westen
wieder, die Moskauer Friedenswoche diene nur der Propaganda fiir
den Kommunismus, also der Unterwerfung der noch freien Welt unter
die Gewaltherrschaft der Machthaber im Kreml. Allein die zahlreichen
Teilnehmer des Moskauer Kongresses, die nicht auf dem Boden des
Kommunismus stehen, sind wahrlich nicht einfiltig genug, um sich fiir
Zwecke miflbrauchen zu lassen, die ihnen fremd, ja zuwider sind. Und
sie machen gewif3 von der ihnen zugesicherten Redefreiheit genau so
ausgiebig Gebrauch, wie es die nichtkommunistischen Besucher der
groflen Wiener Vélkerkonferenz von 1952 getan haben, an der ich
selbst teilgenommen und recht unkommunistisch gesprochen habe. Das
ist allerdings ganz richtig: Das Verlangen der Volker nach Abriistung
und friedlichem Zusammenleben deckt sich weithin mit der Politik der
Sowjetunion, und das wird auch an der Moskauer Tagung zum Aus-
druck kommen. Aus innerstaatlichen wie aus weltpolitischen Griinden
muf} eben die Sowjetunion in einem ohne Militdrriistungen gesicherten
Friedenszustand ihren eigenen grofiten Vorteil sehen, wihrend die
Westmichte und besonders die Vereinigten Staaten ihren Vorteil in
der Aufrechterhaltung und Steigerung ihrer Kriegsriistungen suchen,
ohne die sie ihre bedrohten wirtschaftlichen und sozialen Grundord-
nungen nicht mehr retten zu kénnen glauben. .

Gewif} lige der Vorteil der Vereinigten Staaten in Wahrheit auch

in Abriistung und friedlicher Koexistenz mit «den anderen». Die plotz-
liche Erschiitterung der Neuyorker Borse Ende Mai dieses Jahres war
ja nicht nur ein Manéver derjenigen kapitalistischen Kreise, die mit
Prisident Kennedys Wirtschaftspolitik unzufrieden sind; sie war noch
viel mehr Ausdruck der schleichenden Krise, in der sich die amerika-
nische Wirtschaft befindet, und der Tatsache, daf} dieser Stockungs-
zustand mit fortgesetztem Anziehen der Riistungsschraube so wenig
zu tiberwinden ist wie mit sorglosem Gewihrenlassen des sich selbst-

* Jetzt hat sie sich bereits wieder versammelt. (24. Juli)
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titig steuernden «freien Unternehmertums» und mit kapitalistischen
Heil- und Antriebsmitteln klassischer wie moderner Art. Kennedy, so
schrieb der Londoner «New Statesman» unlingst (1. Juni) kaum zu
Unrecht, steht heute vielleicht vor der lebenswichtigsten Entscheidung
seiner Prisidentschaft. «Wird er sich fiir einen Versuch entscheiden,
das Wirtschaftsproblem des Westens durch eine Beschleunigung des
Wettriistens zu losen, mit all ihren Gefahren? Oder wird er von der
Bundesversammlung verlangen, daf} sie das umfangreiche Programm
fiir staatliche Wirtschaftsplanung und Volkswohlfahrt annehme, das —
obschon die Republikaner es als Unterhéhlung des freien Unterneh-
mertums ansehen — die schlaffe Wirtschaft neu beleben und den sozia-
len Fortschritt in den Vereinigten Staaten ebenso wie eine Minderung
der Spannung in den west-ostlichen Beziehungen férdern kénnte?»

Sozialismus und Frieden Wie — und ob tiberhaupt — Kennedy

sich entscheiden wird, bleibt abzuwar-
ten. Wenn er auf stirkere Beeinflussung der Wirtschaft durch staatliche
Planung und Steuerung ausgehen sollte — und er hat bereits verdich-
tige Andeutungen in dieser Hinsicht gemacht —, dann wird er auf
hirtesten Widerstand der strenggliubigen Anhinger des freien Spiels
der Krifte und des selbsttitigen Lohn- und Preismechanismus stoflen.
Und dieser Widerstand wiirde sich erst recht verstiarken, wenn es sich
darum handeln sollte, die amerikanische Wirtschaft auf reine Friedens-
produktion umzustellen, was an sich zwar durchaus méglich wire, ohne
daf} grofiere Erschiitterungen eintriten, aber eben bereits ein Maf} von
Lenkung und Beherrschung der Wirtschaftsmittel im Dienste der Volks-
gesamtheit voraussetzt, das — folgerichtig weitergefithrt — frither oder
spiter im-Sozialismus zu enden droht. Profit, das Lebenselement des
Kapitalismus, 1af}t sich viel leichter, ausgiebiger und hemmungsloser
machen, wenn die Wirtschaftsmittel in der Hand eines privaten Unter-
nehmertums bleiben, und besonders, wenn der Staat zu so phanta-
stischen Ausgaben fiir Kriegsriistungen veranlaf$t werden kann, wie sie
die Vereinigten Staaten auf sich zu nehmen entschlossen sind. Dazu
kommt als recht wesentlich, daf} die Anlagen der Riistungsindustrie so
ungeheuer ausgedehnt und kapitalmiflig festgelegt sind, daf} es in einer
«freien» Wirtschaft fast unmoglich erscheint, sie anderen Produktions-
zwecken zuzufithren. In den USA wire das noch viel schwieriger als
anderswo darum, weil die Riistungsindustrie — eingeschlossen die Her-
stellung von Flugzeugen, Lenkgeschossen, elektronischen Einrichtun-
gen, Schiffen, Tanks, Munition — im Staat Kalifornien auf eine Art
zusammengeballt ist, die wohl einzig in der Welt dasteht. «The We-
stern Political Quarterly», eine gediegen wissenschaftliche Zeitschrift,
hat gerade im Juniheft 1962 eine einliflliche Studie tber diese bemer-
kenswerte Erscheinung veroffentlicht. «Seit dem Ende der fiinfziger
Jahre», so lesen wir da, «hat Kalifornien ein neues eindrucksvolles Ka-
pitel in einer Entwicklung geliefert, die mit den vierziger Jahren be-
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gann, einer Entwicklung, die zeigt, was einem Staat geschieht, in dessen
Wirtschaft Milliarden von Riistungsdollars einstromten. Die Riistungs-
ausgaben haben als ein sich in geometrischer Reihe ausweitender Kata-
lysator gewirkt, der Kaliforniens industrielle Wachstumsrate in einem
Tempo vorwirtsgetrieben hat, das von keinem anderen Staat erreicht
worden ist, und der eine beispiellos hohe Zahl von Menschen in seinen
industriellen Strudel hineinreif3t . . . Ob dieser neue Hochstand anhal-
ten wird angesichts der wiitenden Eifersucht, die er bei Konkurrenz-
staaten wie Neuyork erzeugt hat, wird nur die Zeit lehren . . . Und ob
eine derartige Zusammenballung der Riistungsausgaben firr Kalifor-
nien oder fiir das Land als Ganzes ,gut" ist, das wird in den kommenden
Jahren heify umstritten sein.» Sicher ist — so fiigen wir hinzu —
nur das eine, dafl der amerikanische Riistungskapitalismus, wie das
kapitalistische Wirtschaftssystem als Ganzes, eines der schwersten
Hindernisse fiir eine Abriistungs- und Friedenspolitik der Vereinigten
Staaten darstellt.

Anders in der Sowjetunion, die weder eine private Riistungsindu-
strie kennt noch eine kapitalistische Profitwirtschaft iberhaupt. Wah-
rend die Vereinigten Staaten sowohl auf ihrem eigenen Boden als in der
Welt drauflen militirische Riistungen — eigene wie diejenigen ver-
biindeter oder befreundeter Linder — als lebensnotwendig fiir die
Aufrechterhaltung ihrer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung anse-
hen, empfindet die Sowjetunion ibre Kriegsriistungen als immer uner-
traglicheres Hemmnis fiir ihre eigene Wirtschafts- und Gesellschafts-
entwicklung wie fiir diejenige der zuriickgebliebenen Linder aller Erd-
teile. Das gilt besonders fiir die sowjetische Landwirtschaft. Die schar-
fen Preiserhohungen fiir Fleisch und Butter, die jiingst verordnet
wurden, sind nicht nur ein Hinweis auf die wachsende Knappheit an
Nahrungsmitteln; sie sollen nicht allein eine Einschrinkung des Ver-
brauchs bewirken, sondern vor allem der Ansammlung der nétigen Mit-
tel fiir kriftig verstirkte Kapitalanlagen in der Landwirtschaft dienen,
die in den letzten Jahren ganz ungeniigend damit bedacht worden ist.
Wie aber diese Notwendigkeit mit der Aufrechterhaltung der Wettbe-
werbsfahigkeit in Militirriistungen vereinbaren? Vor die Wahl gestellt,
entweder das Riistungsrennen mit den Vereinigten Staaten fortzusetzen
auf Kosten der Versorgung mit Lebensmitteln oder die Erzeugung von
Nahrungsmitteln zu beschleunigen unter Vernachlissigung der Kriegs-
riistung, witrde sich die Sowjetregierung sicher fiir die erste Moglich-
keit entscheiden. Eine Lésung des Zwiespalts kénnte nur durch inter-
nationale Entspannung und Abriistung gefunden werden — in der Le-
bensmittelerzeugung wie in allen anderen Wirtschaftszweigen. Die
Verwirklichung des ehrgeizigen Programms fiir eine kommunistische
Uberflufigesellschaft, das der Sowjetregierung vorschwebt, scheint auf
jeden Fall nur schwer denkbar, solange die gegenwiirtigen Ausgaben
fiir die militarische Riistung auf der Sowjetunion lasten. Und in Mos-
kau glaubt man geradezu, daf} die Amerikaner deshalb erst recht das
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Tempo des Wettriistens durchzuhalten, ja zu steigern entschlossen
seien. Wie wiirde die Sowjetunion aufatmen, wenn sie einigermaflen
sicher sein kénnte, dafl die westlich-kapitalistische Welt sich mit dem .
Dasein einer dstlich-kommunistischen Welt abzufinden und den Kalten
Krieg mit seiner Moglichkeit, ihn jeden Tag in den Heiflen Krieg tiber-
zufithren, abzublasen bereit wire! Und was fiir den sozialistischen
Aufbau in der Sowjetunion gilt, das gilt noch mehr von den noch stir-
ker unterentwickelten Lindern der Erde. Nur wenn die Gefahr eines
allzerstorenden neuen Krieges gebannt und eine Zeit langdauernden
Friedens gesichert ist, gewinnt die dem Sozialismus zustrebende Welt
die Atempause, die sie braucht, um eine neue Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung planmiflig aufzubauen und den weltgeschichtlichen
Kampf um den Sozialismus entscheidend zu gewinnen.

Koexistenz — eine Gefahr! All diese Tatsachen und Uberle-
: gungen haben die Sowjetunion auf
den Weg der Koexistenz, der Anniherung an den Westen, ja eines Kom-
promisses mit den kapitalistisch-imperialistischen Maichten gefiihrt.
Dies um so mehr, als nach sowijetischer Uberzeugung auch die West-
michte keinen Krieg wagen diirfen; das Ostlager, so glaubt man zuver-
sichtlich, ist wirtschaftlich wie militirisch und politisch bereits so stark,
dafl jeder Versuch, den Kommunismus und Sozialismus gewaltsam
auszutilgen, auf regelrechten Selbstmord hinauskime. Ja, man glaubt
in der Sowijetfithrung sogar, die sozialistischen Krifte in der Welt seien
schon stark genug, um den kapitalistisch-imperialistischen Kriften
den endgiiltigen Verzicht auf Kriegsriistung und gewalttitigen Anti-
kommunismus aufzuzwingen und «dem Biirgertum Maf3nahmen abzu-
trotzen, die (iber gewdhnliche Reformen hinausgehen und von lebens-
wichtiger Bedeutung fiir die Arbeiterklasse wie fiir den Weitergang
des Kampfes fiir den Sozialismus sind» (aus dem neuen Programm der
Kommunistischen Partei der Sowjetunion). In der Sowijetunion selber
hat gleichzeitig jene als «Entstalinisierung» bezeichnete Umstellung an-
gehoben, die die gewaltsame, zentralistische Industrialisierung, wie sie
nach dem Ersten Weltkrieg durchgefithrt wurde, nicht nur als unnétig,
sondern sogar als unertrigliches Hindernis fiir die fernere wirtschaft-
lich-soziale Aus- und Umgestaltung des Landes erkennt. Dezentrali-
sierung, Lockerung der Diktatur, Liberalisierung, ja Demokratisierung
sind Begriffe geworden, die keinen Schrecken mehr einjagen, vielmehr
niichtern und wirklichkeitsnah zergliedert und in die Tat umgesetzt
werden. Auch diese Stromung miifite, wenn der duflere Druck nach-
liefle oder gar aufgehoben wiirde, zu einer starken Anniherung der So-
wijetunion an westliche Vorstellungen und Lebensformen fithren und
der Koexistenzpolitik michtigen Auftrieb geben.
Aber steht dieser «Revisionismus» nicht in unverséhnlichem Gegen-
satz zu der «rechten Lehre» des Marxismus und Leninismus? Verkennt
er nicht das ganze Wesen des Kapitalismus, seines Machtapparates,
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seines Selbstbehauptungs- und Ausdehnungswillens und seiner Bereit-
schaft, alle Ansitze zum Sozialismus mit Gewalt zu vernichten? Muf}
nicht zuerst die ganze kapitalistische Klassenherrschaft gebrochen wer-
den, ehe eine sozialistische Ordnung in Frieden und Freiheit aufgebaut
werden kann? Setzt eine Koexistenzpolitik, wie sie von solchem «Re-
visionismus» aus betrieben wird, die sozialistische Bewegung in der
Welt nicht den édrgsten Enttduschungen und verhingnisvollsten Riiek-
schligen aus?

Es sind namentlich die Chinesen, unterstiitzt von Kommunisten und
Sozialisten aus einer ganzen Anzahl anderer Entwicklungslinder, die
solche Fragen aufwerfen. China steht eben auf einer anderen, einer frii-

-heren Stufe seines sozialistischen Aufbaus als die heutige Sowjetunion.
Fiir es ist eine durchgreifende Lockerung der Diktatur, ein heute vor-
zunehmender Ubergang zur sozialistischen Demokratie mindestens
verfritht. China und verschiedene andere asiatische Linder stehen auch
unter viel stirkerem und unmittelbarerem Druck des kapitalistischen
Westens als die Sowjetunion. Die Vereinigten Staaten haben es volker-
rechtlich iiberhaupt noch nicht anerkannt, unterstiitzen und schiitzen
vielmehr das auf Taiwan (Formosa) niedergelassene «Nationalchina»,
dessen Regierung ganz unverhohlen den gewaltsamen Sturz «Rotchi-
nas» erstrebt, und beanspruchen ebenso offen die Vorherrschaft im
ganzen siid- und ostasiatischen Raum. Ist da, so fragt man sich in der
Pekinger Republik, die Sicherung Chinas und seiner Befreiung von einer
hundertjihrigen imperialistischen Unterdriickung, ist die Riickkehr
Taiwans zum Mutterland, die Befreiung Stidkoreas, Siidvietnams, der
Koénigreiche Laos, Kambodscha und Thailand von der amerikanischen
Schirmherrschaft und ihre Aufnahme in die Organisation der Verein-
ten Nationen — ist all das nun nicht ungleich wichtiger als eine sowje-
tisch-amerikanische Verstindigung tiber Berlin? Muf nicht alle Kraft
auf die Forderung der revolutioniren Freiheitsbewegungen in Asien,
Afrika und Lateinamerika verwendet und der Kampf gegen den west-
lichen Kolonialismus und Imperialismus nicht viel tatkraftiger gefithrt
werden, als es koexistenzpolitische Riicksichten erlauben?

Die chinesische Auffassung enthilt zweifellos einige sehr starke
Punkte. Es ist gar nicht zu verkennen, dafl namentlich Chruschtschew
trotz allen Enttiuschungen immer noch allzu leichtgliubig gegeniiber
den Vereinigten Staaten und ihrem harten, auf Sprengung des kommu-
nistischen Blocks gerichteten Machtwillen ist. Darin liegt gewif} eine
Gefahr, die in China und anderen im scharfen Kampf mit dem Westen
stehenden Lindern sehr wachsam gewiirdigt wird. Aber ein sowje-
tischer Beweisgrund spricht doch ganz iiberzeugend und entscheidend
firr das Recht der Koexistenzpolitik (die ja nicht einfach mit charakter-
losem Kompromisseln gleichzusetzen ist): die Tatsache nidmlich, dafl
es jetzt in erster und letzter Linie auf die Abwendung eines dritten
Weltkrieges ankommt, und daf} alle Arbeit fiir eine neue, sozialistische
Welt vergeblich wire, wenn der Friede endgiiltig zusammenbrechen
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sollte. Diese Feststellung verleugnet auch keineswegs die wesentlichen
sozialistischen Grunderkenntnisse. Sie verkennt namentlich nicht die
Rolle der kapitalistischen Kriegskrifte und die Aufgabe der soziali-
stischen Friedenskrifte. Die Koexistenzpolitik geht vielmehr gerade
davon aus, daf} die sozialistischen Krifte, die in einem Drittel der Welt
die Regierungsmacht in Hinden haben, schon heute uniiberwindlich
stark und imstande sind, die Kriegskrifte im anderen Lager in Schach
zu halten. Und in zahlreichen anderen Lindern gibt es neben der welt-
weiten Bewegung, die den Frieden an und fiir sich erstrebt, starke
Krifte, die eine Welt ohne Krieg auch darum verlangen, weil nur in ihr
soziale Gerechtigkeit und Freiheit moglich sind.

Kurz, auch und gerade die radikalen und revolutioniren Sozialisten
werden einsehen miissen, dafl Abriistung und Friedenssicherung die
vordringlichste Aufgabe unserer Zeit geworden sind, iiber alle Gegen-
sitze der Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme hinaus. Koexistenz
oder keine Existenz — das ist nun einmal einfach die Wahl, vor die
wir gestellt sind, und der wir nicht ausweichen diirfen. Wir muten ja
auch den Anhéngern der biirgerlichen Lebensformen und der kapitafi-
stischen Wirtschaftsweise zu, tiber ihre Sozialismus- und Kommunis-
musfeindschaft wenigstens soweit hinauszukommen, dafd sie auf Mili-
targewalt als Mittel zur Durchsetzung politischer und gesellschaftlicher
Zwecke verzichten. Warum sollen also nicht auch wir Anhinger einer
sozialistischen Lebensordnung die entsprechende Zumutung an uns
selber richten? *

Algerien ist unabhdngig Unter den Einzelereignissen von welt-

politischer Bedeutung,,die in der. Be-
richtszeit zu verzeichnen waren, steht natiirlich die Erklirung der Un-
abbangigkeit Algeriens vorne dran. In Frankreich hat man dieses Ereig-
nis vorwiegend mit Ergebung in das Unvermeidliche, lingst Erwartete
aufgenommen, Denn Algeriens politische Trennung vom Mutterland
ist eben doch ein schwerer, wenn auch noch nicht endgiiltiger Schlag
fiir den franzésischen Nationalismus und Kolonialismus, der nun min-
destens formal-politisch sein ganzes nordafrikanisches Reich verloren
hat. Uns andere beherrscht vor allem ein Gefiihl grofler Erleichterung
angesichts des Endes des fiirchterlichen, siebeneinhalbjihrigen Gemet-
zels, ein Gefithl der Genugtuung iiber die Befreiung auch des algeri-
schen Volkes von seiner hundertdreifligjihrigen Unterdriickung und
Ausbeutung durch die europdischen «Kulturtriger», vermischt freilich
mit dem Zorn tiber die unsiglichen Verbrechen, die Frankreich im Lauf

* Bertrand Russell verlangte in einer Botschaft an den Moskauer Abriistungs-
und Friedenskongref, die Westmichte wie die Ostmichte sollten erkliren, daf} sie
um jeden Preis Frieden und Abriistung wollten, auch wenn dann die Welt ganz kom-
munistisch beziehungsweise ganz kapitalistisch werde. Chruschtschew antwortete dar-
auf: Angenommen! Wir sind ja tberzeugt, daf} in einer Wielt ohne Krieg der Sozia-
lismus siegen wird. ‘
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seiner Kolonialgeschichte auch an Algeriens Menschen begangen hat.
Wieviele Menschenopfer allein der mit dem Frieden von Evian abge-
schlossene Algerienkrieg gefordert hat, ist schwer zu sagen; die Alge-
rier selbst schitzen sie auf mindestens eine halbe Million Tote und eine
Million Verwundete und Gestorbene. Dazu kommen die Leiden der
nichtkdmpfenden Bevolkerung, der 200 000 Gefangenen, der 2,5 Mil-
lionen Vertriebenen und Fliichtlinge, die unitbersehbaren Sachzersto-
rungen und die unmittelbaren Kriegskosten auch fiir Frankreich, die
mit etwa 50 Milliarden neuer Franken angegeben werden. Mit diesem
Geld hitten, wie man ausgerechnet hat, rund 900 000 Wohnungen ge-
baut werden kénnen, zehnmal so viel, wie in Frankreich alljiahrlich er-
stellt werden, so daf} die Wohnungsnot dort so gut wie behoben wire.
Welch irrsinnige Verschwendung zum (vermeintlichen) Nutzen und
Ruhm Frankreichs und seiner kolonialistischen Oberschicht!

Beim Riickblick besonders auf die letzten Jahre franzésischer Kolo-
nialherrschaft tiber Algerien kann man sich nur immer wieder wundern
iiber den zynischen Gleichmut und die freundschaftliche Riicksicht-
nahme, womit die «freie Welt» die Missetaten Frankreichs mitange-
sehen hat. Und doch sind diese Verbrechen unvergleichlich viel empé-
render als zum Beispiel die Gewalttitigkeit, mit der die Sowjetunion
den bewaffneten Aufstand in Ungarn unterdriickt hat, den Versuch
also, Ungarn gewaltsam vom Ostblock abzuspalten und diesen selbst
womoglich unheilbar zu erschiittern. Erst die Verbrechen der OAS
haben in der 6ffentlichen Meinung des Westens so etwas wie Mif3billi-
gung und Verlegenheit hervorgerufen, weil das amtliche Frankreich
selbst dadurch in Schwierigkeiten kam, ohne freilich seine gewaltigen
«Ordnungskrifte» in Algerien wirksam dagegen aufbieten zu kénnen
oder zu wollen. Unter der Schreckensherrschaft der OAS nahm insbe-
sondere die Massenflucht von Europidern aus Algerien fast panikartige
Formen an, wihrend, wie ein Beobachter erzihlt, «von der Hohe des
Boulevard Carnot (in Algier), wo man das Hafengelinde iiberblickt,
Mohammedaner in ihren traditionellen Gewindern unbewegt auf die
zu den Schiffen nach Frankreich dringenden Européer hinunterschau-
ic(en». Eine Szene von geschichtlicher Eindriicklichkeit und Bildhaftig-

eit!

Alle Mordbrennerei der OAS-Mainner konnte freilich nicht mehr
verhindern, dafl Algerien seine Unabhingigkeit von Frankreich ge-
wann. Das sah schliefllich auch die wohlhabende Oberschicht der Alge-
rienfranzosen ein, die nicht ihre ganze Zukunft dem Fanatismus der
«Geheimarmee» und der mit ihr verbiindeten radikalnationalistischen
Offiziere der «richtigen» Armee zu opfern gesonnen war. So kam am
17. Juni zur allgemeinen Uberraschung jene miindliche Vereinbarung
zwischen OAS und FLN (Freiheitsfront der Nationalalgerier) zustande,
die endgiiltic den Weg fiir einen friedlichen Ubergang zur algerischen
Unabhingigkeit freimachte. Unter dem Druck der Drohung mit der
volligen Verwiistung der algerischen Stidte und des ganzen Kisten-
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streifens durch die OAS bewilligte die FLN neue, in Evian nicht verein-
barte Sicherungen und Rechte der franzésischen Minderheit, die an der
Gestaltung der Zukunft Algeriens weitgehend solle mitwirken kénnen.
Auch ein letztes Aufflackern des OAS-Schreckens in Oran vermochte
am Gang der Ereignisse nichts mehr zu dndern. Mit dem Riesenbrand
der Benzinlager im Hafen von Oran erlosch auch der Widerstandswille
der verzweiteltsten Kolonialabenteurer; die Volksabstimmung vom
ersten bis dritten Juli verlief in aller Ruhe und erbrachte die vorausge-
sehene erdriickende Mehrheit fiir eine unabhingige, aber doch mit
Frankreich zusammenarbeitende Republik Algerien, so dafl am 3. Juli
die provisorische algerische Regierung aus ihrer tunesischen Verban-
nung unter dem Jubel des Volkes in der Hauptstadt des neuen Staates
einziehen konnte.

Wie kritisch die Lage trotz alledem immer noch ist, zeigt aber die
Auflehnung eines Teiles der algerischen Offiziere und Politiker, unter
der Fithrung Ben Bellas, gegen die als allzu gemifligt empfundene Hal-
tung der neuen Machthaber. Soviel man im Augenblick sieht, wird die
Regierung Ben Khedda zwar Herr der Lage bleiben, aber ihr ungeheuer
schweres Aufbauwerk wird durch die Auseinandersetzung mit dem
radikal-nationalistischen Fliigel der Befreiungsfront sicher nicht erleich-
tert. Wie dieser Aufbau — Ben Khedda sprach in seiner ersten Rede vor
dem Volk von Algier von einer «wahren Revolution» — aussehen wird,
bleibt abzuwarten. Daf} er von sozialistischem ebenso wie von freiheit-
lichem Geist eingegeben sein wird, steht aber fest. Und daf} er bei aller
Zusammenarbeit mit Frankreich nicht zu einer neuen, wirtschaftlich-
politischen Abhingigkeit vom alten Unterdriicker fithren darf, das ist
den Trigern der Regierungsmacht nicht minder klar, Die Furcht vor
einem franzdsischen Neukolonialismus ist ja auch im iibrigen Afrika
weitverbreitet; besonders in West- und Aquatorialafrika wie in Mada-
gaskar hat das kapitalistisch-imperialistische Frankreich immer noch
sehr starke Stiitzen, denen freilich die sogenannte Casablanca-Gruppe
afrikanischer Staaten und die von Nassers Agypten gefithrten Krifte
wachsam titig gegeniiberstehen. Man darf auf jeden Fall hoffen, das
neue Algerien werde nicht in eine Lage kommen, wie sie dem soeben
gleichfalls unabhingig gewordenen ehemals belgischen Treuhandge-
biet Ruanda-Urundi droht, wo anscheinend nur die weitere Anwesen-
heit belgischer Streitkrifte den Ausbruch wilder Stammesfehden, ja
ein wirkliches Chaos nach dem Vorgang des Kongo vorlaufig zu ver-
hindern vermag. Zum Gliick besitzt Algerien auch ohne die Franzosen
einen tiichtigen Stamm von Verwaltungspersonal, Technikern und In-
tellektuellen, wie er in Ruanda-Urundi noch fast véllig fehlt. Und wenn
sich Marokko und Tunis, seine nichsten arabischen Nachbarm, in ihrer
jungen Unabhingigkeit befriedigend behaupten konnten, so ist das
gleiche auch und erst recht von Algerien zu hoffen, das mit seinen
furchterlichen Leiden wahrhaftig eine gesicherte, gedeihliche Zukunft
reichlich verdient hat!
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Westeuropa-Plane Welche Riickwirkungen wird die Wendung

in Algerien auf Frankreich haben? Zunichst
wird die Finanzlage der Fiinften Republik durch den Wegfall der
Kriegskosten wesentlich erleichtert werden. Sodann wird Herr de
Gaulle, der Romantiker auf dem Thron der Bourbonen (als deren Erben
er sich tatsichlich fithlt), sein autoritir-reaktiondres Regime weiter aus-
bauen kénnen, wihrend die kliglich willen- und hilflose Linke sich
noch stirker als bisher zurtickgedringt sieht. Namentlich aber wird
de Gaulle jetzt freiere Hand zu gewinnen suchen, um seine Europa-
politik voranzutreiben und fiir den Zusammenbruch des franzosischen
Kolonialreiches einen Ersatz in dem westeuropiischen Block zu schaf-
fen, der ihm vorschwebt. Er stof3t dabei freilich (wie wir schon frither
wiederholt dargelegt haben) auf den Widerstand der tibrigen West-
michte, die seine Zukunftsschau nur in begrenztem Maf} teilen. Das
gilt vor allem von seinen militirpolitischen Absichten, die auf den Be-
sitz einer eigenen atomaren Droh- und Zuschlagswaffe hinauslaufen.
Wie die Rede, die der amerikanische Wehrmachtminister McNamara
unlidngst an der Universitit von Michigan gehalten hat, mit besonderer
Schirfe klarstellt, lehnen es die Vereinigten Staaten des entschieden-
sten ab, ihren Verbiindeten eine selbstindige und unabhingig von
Washington einzusetzende atomare Streitkraft zuzugestehen. Aber
auch die Vorstellung, dafl 15 NATO-Regierungen oder ihre Vertreter
in Washington in der duflerst kurzen Zeit, die dafiir zur Verfiigung
stiinde, tiber den Einsatz der westmichtlichen Atomwaffe gegen die
Sowjetunion (oder China) sollten mitentscheiden diirfen und kénnen,
erscheint der Regierung Kennedy ginzlich unvollziehbar. Das einzige,
wozu sich die Vereinigten Staaten bereitfinden kénnten, wire ein Ein-
blick der europiischen NATO-Regierungen in die strategischen Pline
der USA vor dem kritischen Augenblick, ein Einblick in die Mdglich-
keiten, die der amerikanischen Wehrmacht offenstehen, und eine ge-
wisse Mitsprache Westeuropas bei der Vorbereitung des Entscheides,
den Washington im gegebenen Fall zu treffen hitte.

Darum drehten sich tatsichlich auch die Gespriche, die der ameri-
kanische Auflenminister Rusk auf seiner Blitzreise durch einige Haupt-
stidte Westeuropas fithrte. In Paris hatte er es natiirlich am schwersten.
General de Gaulle wich keinen Fuflbreit von seinem Weg zu einer un-
abhingigen franzosischen Atommacht ab und gab auch keinerlei ver-
- bindliche Zusicherung fiir eine Mitwirkung Frankreichs blof} bei einer
vorbereitenden Formung der Atomstrategie des NATO-Blocks. Eher
lieflen dartiber die Regierungen von Bonn, London und Rom mit sich
reden; doch bleibt auch hier vorliufig alles in der Schwebe, da zuerst
einmal die Fragen geklirt werden miissen, die mit Berlin, mit dem Ein-
tritt Groflbritanniens in die Europdische Wirtschaftsgemeinschaft und
mit einem politischen Zusammenschluf} der westeuropiischen Linder
zusammenhingen.

Der FEintritt Grof$britanniens in die EWG wird von Washington
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aus weiterhin lebhaft unterstiitzt, wihrend mindestens Frankreich da-
fiir Bedingungen stellt, die man in England und im Commonwealth
nur schwer schlucken wird. Dem politischen Zusammenschlufy West-
europas strebt man, wenn nicht in London, so doch in Bonn mit Eifer
zu, und Prisident Kennedy kiindigt ebenfalls seine Mithilfe dabei an,
um die freilich noch etwas nebelhafte «Atlantische Vereinigung» zu-
standezubringen, die er sich offenbar als NATO-Ersatz denkt. Und
wenn auch Frankreich einen viel héheren Grad der europiischen Eini-
gung — unter seiner Fithrung! — ins Auge faf3t, als ihn die Bonner Re-
gierung fiir angingig hilt, die eben eine westdeutsche Vorherrschaft
wiinscht, so sind sich beide Teile doch dariiber einig, daf} auf jeden Fall
Westdeutschland und Frankreich unter sich zu einer méglichst voll-
kommenen Verstindigung kommen miissen. Und die «deutsch-fran-
z0sische Vers6hnung und Freundschaft» ist ja auch bei dem groflauf-
gezogenen Staatsbesuch Adenauers in Frankreich in den hochsten T6-
nen gepriesen und sogar noch — was fiir ein widerliches Theater! —
religios auszementiert worden, ausgerechnet in der Kathedrale von
Reims, die von den Deutschen 1914 fast zerstért worden ist und in
deren Nihe ihre Wehrmacht Anno 1945 die bedingungslose Kapitula-
tion unterschreiben mufite.

Der alte Geist  Es ist schwer zu begreifen, daf} die Franzosen in
ihrer Mehrheit alles vergessen haben sollen, was
ihr eigenes Land und all die anderen Linder der Welt durch deutsche
Herrschsucht, Unmenschlichkeit und Besitzgier gelitten haben. Nicht
daf} sie und wir alle diese Eigenschaften den Westdeutschen zeitlebens
personlich anhiingen und sie deswegen hassen sollten; aber noch weni-
ger diirfen die anderen Vélker einfach tibersehen, welchen dimoni-
schen Michten sich bisher die Mehrheit der Deutschen ausgeliefert hat
und jederzeit wieder auszuliefern imstande wdre. Denn es ist einfach
nicht wahr, daf} sich im westdeutschen Volk eine grundlegende Sinnes-
inderung vollzogen hat — weder als Folge der ersten noch als Folge
der zweiten, noch schwereren Niederlage des deutschen Nationalismus
und Militarismus. Wenn Hitler oder ein dhnlicher «Fithrer» morgen
wiederauftrite, so wiirde ihm der Grofiteil der Westdeutschen aufs
neue begeistert zufallen. All diese schlummernden «vélkischen» Leiden-
schaften, die sich im Tausendjihrigen Reich austoben konnten, wiirden
abermals hemmungslos offen hervorbrechen, der ganze Firnis von
Friedfertigkeit und Demokratie, mit dem sich die Bonner Republik an-
gestrichen hat, wiirde weggeschwemmt, und all die Feigheit und Cha-
rakterlosigkeit des Mitldufertums, das immer dabei ist und hintendrein
nie dabeigewesen sein will, wiirde sich breit machen und von der Kon
junktur profitieren wie eh und je . . . :
Was steht denn insbesondere hinter der militirischen Wiederauf-
riistung der Ara Adenauer-Straufl anderes als der alte, unselige deutsche
Machtwahn, der Preuflen «grofigemacht», das Reich Bismarcks ge-
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griindet, den Krieg Wilhelms des Zweiten und denjenigen Hitlers ent-
fesselt hat und der sich mit dem Ergebnis des Zweiten Weltkriegs nun
und nimmer mehr abfinden will, das heif3t also — bewufit oder unbe-
wuflt — eine dritte, diesmal die endgiiltige Katastrophe iiber Deutsch-
land und Europa heraufzubeschworen droht? Vor wenigen Monaten
ist im Verlag Pahl-Regenstein in Kéln als Sonderheft der «Blitter fiir
deutsche und internationale Politik» eine «Dokumentation zur Ge-
schichte der Wiederaufriistung der Bundesrepublik» herausgekommen,
die all denen den Star stechen sollte, die {iberhaupt noch heilbar sind.
Punkt fiir Punkt, Monat fiir Monat wird hier die ganze erregende Ge-
schichte der westdeutschen Aufriistung mit einer Fiille von nicht wider-
legbaren Belegen erzihlt, die Geschichte jener «Politik der Stirke»,
deren Urheber dem deutschen Volk die «Wiedervereinigung in Frei-
heit» und «Sicherheit vor dem kommunistischen Zugriff» versprachen.
Die Redaktion der «Blatter» bemerkt dazu: «Dafl wir diese unsere Zi-
tatensammlung gerade jetzt veréffentlichen, ist kein Zufall. Zu keinem
anderen Zeitpunkt bisher konnte es klarer sein als in diesen Monaten
des Jahres 1962, daf} Konrad Adenauers Rezept uns die Wiedervereini-
gung Deutschlands nicht nur nicht gebracht, sondern ganz schlicht auf
lange Zeit aussichtslos gemacht hat. Und aus der Legende von der
Sicherheit ist die Aussicht auf letzte thermonukleare Gefihrdung und
der interkontinentale Ruf unseres Landes als Gefahrenherd geworden.
So dokumentiert sich auf den folgenden Seiten nicht nur ein Kernstiick
unserer Wirklichkeit, sondern auch ein Traum, — der, weitergetriumt,
nur zu einem bésen Erwachen fithren kann. Und es bleibt in unanfecht-
baren Zeugnissen festgehalten, wen die Verantwortung an einer Ent-
wicklung trifft, die aus der demokratisch konzipierten Bundesrepublik
Deutschland im Aufriistungswahn deren eigene Pervertierung (Verkeh-
rung) zu machen droht . .. Wir lassen dieses Heft hinausgehen in der
Hoffnung und mit dem Wunsch, es moge mithelfen, tausend schlafende
Augen zu o6ffnen, bevor deutsches militirpolitisches Abenteurertum
die Welt ein iibriges Mal ins Ungliick gestiirzt hat.»

Der Miflerfolg der «Politik der Stirke» als Mittel zur Wiederver-
einigung Deutschlands wird auch durch die lauteste Propaganda gegen
die DDR und «Ulbrichts Schandmauer» nicht aus der Welt geschafft.
Was gerade am 17. Juni letzthin, dem neunten Jahrestag des ostdeut-
schen Aufstands, in der Bundesrepublik an Demagogie geleistet worden
ist, das konnte sogar einen Goebbels vor Neid erblassen machen. Nur
ein Beispiel, auf das uns ein westdeutscher Freund aufmerksam gemacht
hat. Die «Niederelbe-Zeitung», die im Raum von Hamburg erscheint,
schrieb in ihrer Nummer 138 unter anderem: «Hinter jener Mauer (in
Berlin) herrschen Not, Elend und Tyrannei. Hinter jener Mauer herr-
schen Menschen, bar jeder Verantwortung, die grof§ wurden im Ver-
brechen. Menschen, die vor mehr als dreiflig Jahren schon mordend
und pliindernd als Spartakisten durch unsere Provinzen zogen. Men-
schen, die in den Verbrecherbanden der internationalen Brigaden wih-
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rend des spanischen Biirgerkriegs standen. Menschen, die heute gemif3
ihrer Vergangenheit umbringen, wer sich ihnen nicht beugen will. Sie
errichteten die Mauer, um ihre Schande zu verbergen. Und sie lauern
dahinter mit schuflbereitem Gewehr, um jene zu morden, die der Frei-
heit zustreben, seien es Minner, Frauen oder auch Kinder.»

Wir nehmen die Errichtung der Mauer gegen Westberlin sicher
nicht leicht. Niemand kann sie leicht nehmen. Aber sie war doch ein-
fach eine Handlung der Notwehr gegen die planmiiflige Aushéhlung
der DDR, die von Westberlin und Westdeutschland aus jahrelang be-
trieben wurde. Die Absicht war ganz handgreiflich die Zerstorung der
Ansitze zum Sozialismus, die in Ostdeutschland emporwachsen, und
die Vorschiebung des Westblocks bis zur Oder — mit Fortsetzung
nach Polen, in die Sowjetunion und die Tschechoslowakei hinein.
«Selbstbestimmung der Ostdeutschen», «Freiheit», «Menschenrecht»
und die anderen schonen Losungen, mit denen von Westdeutschland
aus die Luft erfiillt wird, das ist unter solchen Umstinden und im
Munde dieser Propagandisten alles wirklich nicht mehr als Verlogen-
heit und Heuchelei, die héchstens noch naiven Besuchern der Tellen-
Festspiele in Altdorf verborgen bleiben kann.

Laos und Siidvietnam  Der Miflbrauch der Freiheitslosung ge-

hért ja allerdings zum eisernen Bestand
der westmichtlichen Propaganda iiberhaupt. Die «freie Welt» ist dar-
um auch auflerstande, das Problem der unterentwickelten Vélker zu
16sen, die eben unter Freiheit etwas ganz anderes verstehen als das ka-
pitalistische Europa und Amerika, nimlich zunichst einmal Freiheit
von Not und sozialer Ausbeutung, auf die erst dann politische Demo-
kratie (in neuen Formen freilich) aufgebaut werden kann, wenn ein
Mindestmafl von menschenwiirdigen Lebensverhiltnissen gesichert ist.
Man sieht das deutlicher als je an den gegenwirtigen Vorgingen in
Ost- und Siidostasien.

Laos hat nur deswegen nie seine Ruhe und selbstindige Entwick-
lung gewonnen, weil die Vereinigten Staaten jede nicht dem Westen
horige Regierung mit Hilfe der reaktioniren Krifte im Lande selbst ge-
stiirzt haben. Das Peinliche fiir sie war nur, daf} sich keine der rechts-
gerichteten Regierungen wirklich halten konnte; die grofle Mehrheit
der iiberhaupt politisch denkenden Bevélkerung wiinscht eben ein neu-
trales Laos, das von feudaler wie kapitalistischer Herrschaft und Kor-
ruption frei ist. Vergebens stiitzte auch Prisident Kennedy die Regie-
rung seines Anschickmannes Boun Oum — bis der Pathet Lao, die
linksgerichtete Kampftruppe des Prinzen Souphanou Vong, durch den
bekannten Vorstofd auf Nam Tha bekundete, daf? ihr die Geduld aus-
gegangen sei und endlich einmal die seit Jahren versprochene Koali-
tionsregierung gebildet werden miisse, |

Das wirkte in der Tat. Die Soldaten und Offiziere der «koniglich
laotischen Armee» liefen spornstreichs davon, und wenn auch die Re-
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gierung von Washington im benachbarten Thailand Truppen landen
lie3, so war doch die Erweiterung der laotischen Regierung durch Zu-
zug von neutralistischen und kommunistenfreundlichen Ministern nicht
mehr zu verhindern. Der vielgeschmihte Pathet Lao hat sich dabei
wirkliche Mifligung auferlegt; es wire ihm ja ein Leichtes gewesen, zu
den zwei Dritteln von Laos, die in seiner Hand waren, auch noch den
Rest des Landes zu erobern und eine ausgesprochene Linksregierung
einzusetzen, Statt dessen begniigte er sich damit, in einer Koalition, die
unter dem Vorsitz des Prinzen Souvanna Phouma steht, neben den
Neutralisten und Amerikafreunden nur einen Teil der politischen
Macht in Anspruch zu nehmen, um dem Biirgerkrieg ein Ende zu ma-
chen und den Vereinigten Staaten jeden Vorwand zum Eingreifen zu
nehmen.

Ob damit und mit der Bestitigung einer Neutralititserklirung des
neuen Kabinetts durch die Genfer Laoskonferenz die Neutralitit des
Landes und seine Freiheit von amerikanischem Einflufl wirklich ge-
sichert ist, erscheint allerdings fraglich. In den westmichtlich ausgerich-
teten Kreisen Siidostasiens erklirt man jedenfalls ganz offen: «Neutra-
lismus ist das T'or zum Kommunismus.» Und man faf3t darum zum min-
desten eine Teilung von Laos ins Auge, wobei die Nordhilfte des Landes
den ‘«<Kommunisten» zu iiberlassen sei, der Siiden aber mit amerika-
nischer Riickendeckung der Gruppe Boun Oum - Phoumi unterstellt
werden miisse, wenn Siidostasien nicht den Vereinigten Staaten ganz
verloren gehen solle. Dies schon darum, weil sich die USA in Thailand
und Siidvietnam bereits militdrisch festgesetzt und nur von hier aus
noch etwelche Aussicht haben, den kommunistischen Einfluf3 in Laos
zu brechen. Der Korrespondent von «U. S. News & World Report» (11.
Juni) weist besonders darauf hin, daf} die Nachschublinien des Pathet
Lao in Sitdlaos so gut wie unangreifbar seien, weil der Dschungel alle
Truppenbewegungen und Beférderungseinrichtungen unsichtbar
mache. Unter Berufung auf einen amerikanischen Offizier bei der
«koniglich laotischen Armee» erklirt er geradeheraus: «Die beste Art
fir die Vereinigten Staaten, um Siidvietnam bei der Besiegung seiner
roten Partisanen zu unterstiitzen, ist die Zerschlagung dieser Nach-
schublinie. Die schlimmsten Orte fiir einen solchen Versuch liegen in
diesen Grenzdschungeln. Die verwundbarsten Punkte der roten Nach-
schublinien sind die laotischen Landungsplitze, die durch die russische
Luftbriicke von dem kommunistischen Nordvietnam her beniitzt wer-
den. Sie koénnen ausfindig gemacht werden.» Ein Schlag gegen die
«sowjetische Luftbriicke», so fiigt der Mann bei, kénne aber aus poli-
tischen Griinden nicht gefithrt werden. «Wie die Mandschurei im Ko-
reakrieg, so ist ein roter Stiitzpunkt noch nie von den Vereinigten Staa-
ten angegriffen worden. Nordlaos und Nordvietnam sind ,bevorrechtete
Heiligtiimer* fiir die Kommunisten geworden. Das ist gerade jetzt amt-
liche amerikanische Auffassung.» S

‘So diirfte eben der amerikanische Versuch, das verderbte, reaktio-
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nire Regime Ngo Diem in Stidvietnam fiir die «freie Welt» zu sichern,
«nur» mit den bisher eingesetzten Mitteln fortgesetzt werden. Bereits
stehen ein paar tausend amerikanische Soldaten und Offiziere in Siid-
vietnam im Kampf mit den Guerillakimpfern des Vietcong, — wozu
noch weitere 5000 im angrenzenden Thailand kommen — und trotz-
dem verschlechtert sich die Lage fiir die Regierung immer mehr. Auch
die barbarische Kriegfithrung gegen die Natur, die die Amerikaner be-
treiben, hat bisher nur recht miflige Erfolge gehabt. Wenn die An-
gaben zutreffen, die Wilfred Burchett, der wohlbekannte australische
Journalist, in der Moskauer «Nowoje Wremia» (15. Juni) macht, so
suchen die Amerikaner tatsichlich durch chemische Gifte jeden Pflan-
zenwuchs in einem breiten Grenzstreifen gegen Laos und Kambodscha
hin planmiflig zu zerstoren und dadurch den Nachschub fiir die Viet-
cong-Truppen von Norden her unmoéglich zu machen, den sie nicht
durch einen Luftangriff auf Laos und Nordvietnam ausschalten wol-
sen *, Und mit solchen Mitteln soll der Kommunismus unschidlich ge-
macht werden, dem doch nur radikale wirtschaftliche und soziale Re-
formen in den «bedrohten» Lindern beikommen kénnten?

Krieg um Chinal! Den Gipfel der Tollheit wiirde dabei ein Ver-

such darstellen, von Taiwan (Formosa) aus die
Chinesische Volksrepublik anzugreifen, um das kommunistische Re-
gime zu stiirzen und dadurch ganz Asien vor der «bolschewistischen
Gefahr» zu retten. Aber Tschiang Kai-schek und seine Regierung schei-
nen wirklich zu glauben, die groflen wirtschaftlichen Schwierigkeiten, -
mit denen China neuerdings zu ringen hat, boten ihm die letzte Gele-
genheit, seinen alten Plan auszufithren. «Die Befreiung des verlorenge-
gangenen Festlandes», so sagte der Ministerprisident von Taiwan am
16. Juni vor der dortigen Militirakademie, «ist der einzige Weg fiir
unser Weiterleben und fiir die Sicherheit der Linder des freien Asiens.
Es ist ein grofier Fehler, uns vom Angriff abzuhalten oder unsere Vor-
bereitungen dafiir zu verurteilen.» ;

Chinas schwere Wirtschaftslage ist Tatsache; die Massenflucht
aus Siidchina nach dem britischen Hongkong ist nur ein, wenn auch
bedenkliches, ja erschiitterndes Anzeichen dafiir. Und auflergewthn-
liche Trockenheit, riesige neue Uberschwemmungen und sonstige Na-
turereignisse erkliren die Hungersnote in weiten Teilen des Reiches
nur ungeniigend. Aber auch das kommunistische Wirtschaftsregime
kann dafiir nicht wesentlich verantwortlich gemacht werden, wié es im
Westen so gern versucht wird. Es ist zwar richtig, daf} die geplante,
mit stirkstem Einsatz vorwirtsgetriebene Industrialisierung Chinas ins
Stocken gekommen ist. Der «grofle Sprung nach vorn» hat sich in den
letzten paar Jahren nicht wiederholen lassen, so daf} die tiberschiissigen

* Einzelheiten iiber diese Art Kriegfithrung werden in Nr. 28 des «Zeitdienstes»
(Ziirich) mitgeteilt.
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Arbeitskrifte, die vom Land in die Stidte dringten, wieder nach Mog-
lichkeit zurtickgeschoben werden mufiten. Auf dem Land selber aber
haben die Volkskommunen bei weitem nicht diejenige Entfaltung ge-
funden, die es méglich gemacht hitte, eine dezentralisierte Industrie,
verbunden mit Gewerbe und rationalisierter Landwirtschaft, aufzu-
bauen, die der rasch wachsenden Bevolkerung ein gentigendes Auskom-
men gewihrt hitte. Der Riickschlag der mit bewundernswertem
Schwung und Geschick eingeleiteten Planwirtschaft trifft somit die
Masse der chinesischen Bevolkerung unzweifelhaft schwer. Und den-
noch besteht fiir die Anhinger der «freien Marktwirtschaft» kein Anlaf3
zum Triumph. «Sie tibersehen», schreibt Paul Johnson im «New Sta-
tesman» (25. Mai 1962), «daf} die Ereignisse in China weniger die Un-
fahigkeit kommunistischer Planung dartun als die Grofle des Problems,
das sie hitte bewiltigen sollen. Sie tibersehen auch, dafl das Problem
wahrscheinlich nicht besser durch den feudalen Kapitalismus geldst
werden kann, den sie als einzige andere Moglichkeit anzubieten haben.»
Es ist eben in erster Linie der ungeheure auf China lastende Bevdlke-
rungsdruck, der scheinbar aller Anstrengungen spottet, das jahrhun-
dertelang unterentwickelt gebliebene und von auflen wie von innen
her ausgebeutete China so rasch in ein modernes Industrieland mit ge-
deihlicher Wirtschaft umzuwandeln, wie es die Fithrer der Revolution
— die man in China lieber Befreiung heifdt — gewollt hatten. Die
Schwere der dadurch gestellten Aufgabe betont auch der Miinchner
Chinakenner Herbert Franke, der in einem von der «Zeitschrift fiir
Geopolitik» (Nr. 4—5, 1962) wiedergegebenen Vortrag fiir China
einen jihrlichen Zuwachs von etwa 12 Millionen Menschen annimmt,
so dafl Ende 1962 eine Gesamtbevilkerung von etwa 722 Millionen
erreicht sein werde. Diesen gewaltigen Zuwachs sinnvollerweise an
Arbeitsplitzen unterzubringen, hilt Professor Franke fiir unméglich.
Das sei, so glaubt er, eine Aufgabe, die Chinas Krifte bei weitem iiber-
steige. «Es ist eine Frage, von der fiir die nichsten Jahrzehnte sehr viel
abhingen wird, ob China in diesem Maf3stab weiterwachsen wird oder
nicht. Wenn ja, dann wire ein sinkender Lebensstandard wohl nicht zu
vermeiden mit den entsprechenden politischen Folgen, zumal eine Aus-
wanderung, wie sie frither praktiziert worden ist, heute nicht mehr
stattfindet und nicht mehr stattfinden darf . . . Unter Beriicksichtigung
all dieser Umstinde muf} man wohl zu der Uberzeugung kommen, daf
China trotz allen wirtschaftlichen Aufbauleistungen sich in den nich-
sten Jahren noch groflen Schwierigkeiten gegeniibersehen wird.»

Wir diirfen aber, so méchte ich beifiigen, gleichwohl die Zuver-
sicht hegen, daf} das neue China auch mit diesen Schwierigkeiten fer-
tigwerden wird, sofern ihm nur der Frieden erhalten bleibt. Eine Riick-
kehr zum Kolonialismus, Feudalismus und Kapitalismus kann jeden-
falls schon heute als ausgeschlossen gelten, um so mehr, als diejenigen
asiatischen Linder, die im westlich-amerikanischen Herrschaftsbereich
verblieben sind, wahrlich keinen wirtschaftlich-sozialen Aufschwung
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erlebt haben, der die Chinesen darauf neidisch machen kénnte. Die
Entwicklungshilfe, die sie von den «freien Nationen» bekommen haben,
ist in der Hauptsache einer riuberischen Oberschicht zugute gekom-
men und hat die breiten Volksmassen kaum am Rand erreicht. Einem
«Befreiungskrieg», den die Formosaregierung gegen China unterneh-
men wiirde, miifSten darum die einfachsten Voraussetzungen fiir einen
Erfolg fehlen; die Hoffnung, nach der Errichtung eines «nationalchine-
sischen» Briickenkopfes auf dem Festland wiirden die «geknechteten
und verhungerten Opfer des fremdlandischen Kommunismus» in Mas-
sen den «Befreiern» zustrémen und die Pekinger Machthaber verjagen
helfen, erscheint so unsinnig, dafl man sich gewif3 auch in Washington
hiiten wird, Tschiang Kai-schek zu dem Abenteuer zu ermutigen, mit
dem er sein Lebenswerk zu kronen triumt. Der kligliche Zusammen-
bruch des Kuba-Unternehmens ist im Weiflen Haus noch nicht ver-
gessen !

Immerhin: Formosa steht unter dem militirischen und politischen
Schutz der Vereinigten Staaten, die der Chinesischen Volksrepublik
die diplomatische Anerkennung beharrlich verweigern in der Hoffnung,
das Pekinger Regime werde «so oder so» in absehbarer Zeit eben doch
wieder verschwinden, Und wenn Amerika einen Angriff von Taiwan
aus auf Volkschina auch nicht begiinstigt, so wird es auch kaum viel
tun, um ihn zu verhindern. Nichts in Prisident Kennedys jiingsten Er-
klirungen zur Chinafrage, so stellen die «Detroit News» (2. Juni)
fest, deute darauf hin, daf} die Vereinigten Staaten tatenlos beiseite-
stechen wiirden, wenn Tschiang doch losschlagen sollte. «Die herbe
Frage ist sittlicherweise : Kénnten wir abseits bleiben nach all den jahre-
langen Hilfsversprechen gegeniiber einer iiberholten Politik, wenn
Tschiang, der fiir uns immer noch der ,Beherrscher Chinas ist, seinen
Willen hat? Die noch herbere Tatsache ist, daf3, wenn wir glauben,
wir diirften ihn nicht hilflos versinken lassen, Tschiang es ist und nicht
wir, der dariiber entscheiden wird, wann wir in den Krieg zichen.»

-Die grofle Verantwortung der Vereinten Nationen angesichts die-
ser ganzen Sachlage springt in die Augen. Sie sind immer deutlicher
dazu berufen, die Kriegskrifte in aller Welt in Schach zu halten, Ver-
suche zu Gewaltlésungen zu vereiteln und die Friedenskrifte zu sam-
meln und einzusetzen. In Ost- und Siidostasien ist das besonders dring-
lich. Weder Laos noch Vietnam noch Thailand oder Kambodscha
werden zur Ruhe kommen, solange sich China und Amerika um Sid-
ostasien streiten und einander sprungbereit gegeniiberstehen. Keine
Abriistungskonferenz wird Erfolg haben, solange China nicht an ihr
vertreten, also nicht Mitglied der Vereinten Nationen ist. Und China
wird sein Wirtschaftsproblem aus eigener Kraft so wenig 16sen kon-
nen wie die anderen unterentwickelten Linder — man denke an In-
dien! — das ihrige, wenn nicht grof3ziigige internationale Solidaritat
einspringt und die ungeheuerlichen Mittel und Krifte, die jetzt fiir eine
kommende Vernichtung der Menschheit aufgewendet werden, fiir den
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Weltkrieg gegen Not und Tod eingesetzt werden. Welche Korper-
schaft aber wire besser geeignet und stirker verpflichtet, sich all dieser
Aufgaben aufs entschlossenste anzunehmen als die Organisation der
Vereinten Nationen, von der sich dann auch die Schweiz nur mehr
ausschliefien diirfte, wenn sie ihrer vielgerithmten Friedenssendung und
menschheitlichen Verpflichtung endgiiltig untreu werden wollte?

11. Juli Hugo Kramer

Fragen an die Kriegstheologen

Im 6. Brief an Polykarp schreibt der Bischof Ignatius von Anti-
ochien:

«Suchet Eurem Kriegsherrn (Christus) zu gefallen, von dem ihr ja
auch den Sold empfangt! Keiner von Euch soll sich als Fahnenfliichtiger
erweisen. Die Taufe bleibe euer Kriegsgerit, der Glaube der Helm, die
Liebe der Speer, die Geduld die Waffenriistung.» :

Ich frage: Gibt es «daneben» noch einen andern Kriegsdienst fiir
den Christen, namlich den «totalen» mit Bomben, Giftgasen und Bak-
terien, den «ABC-Kriegsdienst»? Oder schlieflt einer den andern aus?
Haben wir Christen mehrere Kriegsherren oder nur einen? Sind wir
Christen also gespaltene Leute oder Leute von einer einzigen Geistes-
verfassung? Wer hat denn nun recht: Ignatius oder die Kriegstheolo-
gen unserer Tage? Georg D. Heidingsfelder

Redaktioﬁelle Bemerkung

Das vorliegende Heft der «Neuen Wege» ist wie iiblich ein Dop-
pelheft, das unsere Leser und Leserinnen in die Ferien begleiten moge,
sofern sie sich eine Atempause génnen diirfen, bevor es wieder in den
Herbst und Winter hineingeht. Es enthilt neben kleineren Beitrigen
auch zwei wertvolle gréflere Arbeiten, deren Umfang jedoch unsere
Freunde nicht von ihrem Lesen und Uberdenken abhalten soll. Wir
haben eben immer — entgegen der verflachenden Richtung unserer
Zeit — an unsere Leser erhebliche geistige Anspriiche gestellt und sehen
eine Aufgabe der «Neuen Wege» nicht zuletzt in der Gewohnung (oder
Wiedergewohnung) an griindliches eigenes Denken, auch, und gerade,
wenn es von herrschenden Massenmeinungen wegfiihrt.

Nun also erholsame Ferien und frischen Mut fiir die kommende
ﬁxrbeit! Das nichste Heft soll auf den Bettag (16. September) heraus-

ommen, -

240



	Weltrundschau : die andere Konferenz ; Sozialismus und Frieden ; Koexistenz - eine Gefahr? ; Algerien ist unabhängig ; Westeuropa-Pläne ; Der alte Geist ; Laos und Südvietnam ; Krieg um China?

